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Fachausschuss „Rehabilitation und 
Teilhabe“
–an– Der Fachausschuss „Rehabilita-
tion und Teilhabe“ tagte im Jahr 2022 
unter dem Vorsitz von Prof. Dr. Jeanne 
Nicklas-Faust (Bundesgeschäftsführe-
rin der Bundesvereinigung Lebenshil-
fe e.V.) und deren Stellvertreter Dirk Le-
wandrowski (Dezernent für Soziales, 
Landschaftsverband Rheinland) so-
wohl digital sowie erstmals auch wieder 
in Präsenz. Neben der Umsetzung des 
Bundesteilhabegesetzes befasste sich 
der Fachausschuss mit den Auswirkun-
gen der aktuellen Krisen auf die Einglie-
derungshilfe sowie mit weiteren The-
men, die Menschen mit Behinderungen 
betreffen.

In der Auftaktsitzung am 26. Januar 
2022 stellte Dr. Sandro Blanke, ehema-
liger Leiter des Referates für Eingliede-
rungshilfe, Umsetzungsbegleitung des 
Bundesteilhabegesetzes und Hilfen in 
besonderen Lebenslagen, vom Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales 
in einem Überblick die geplanten inklu-
sionspolitischen Vorhaben des BMAS 
in der 20. Legislaturperiode vor. Zwei 
Schwerpunktthemen, die das BMAS be-
schäftigen, sind insbesondere die Bar-
rierefreiheit als zentrales Querschnitts-
thema und die Teilhabe am Arbeitsle-
ben von Menschen mit Behinderungen. 
Mit einem Bundesprogramm soll die 
Barrierefreiheit in allen öffentlichen 
und privaten Bereichen, insbesonde-
re bei der Mobilität, beim Wohnen, bei 
der Gesundheit und im digitalen Be-
reich, vorangetrieben werden. Zur För-
derung eines inklusiven Arbeitsmarktes 
soll die Einführung einer vierten Staffel 
der Ausgleichsabgabe endlich umge-
setzt werden. Auch werde die Studie zu 
einem transparenten, nachhaltigen und 
zukunftsfähigen Entgeltsystem für Men-
schen mit Behinderungen in Werkstät-
ten für behinderte Menschen und deren 

Perspektiven auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt fortgeführt. Im Gespräch sei 
die Verlängerung von einzelnen Maß-
nahmen der Begleituntersuchungen 
zum BTHG (insbesondere die Wirkungs-
prognose und die Finanzuntersuchung) 
vor dem Hintergrund von Verzögerun-
gen in der Umsetzung des BTHG auf-
grund der COVID 19-Pandemie.

Im Anschluss wurde die Beratung der 
Vorlage der Empfehlungen zu Wirkung 
und Wirksamkeit sowie Qualitätsprü-
fungen in der Eingliederungshilfe fort-
gesetzt. Der vorgelegte Entwurf konn-
te trotz intensiver Beratung in der Sit-
zung nicht beschlossen werden. Unter 
den Mitgliedern bestand jedoch die Ei-
nigkeit, die Beratungen zu dem The-
ma Wirkung und Wirksamkeit in der 
Eingliederungshilfe fortsetzen zu wol-
len, um gemeinsame Linien herauszu-
arbeiten. Nach weiteren intensiven Be-
ratungen hat der Deutsche Verein am 7. 
Dezember 2022 die Eckpunkte zu Wir-
kung und Wirksamkeit in der Einglie-
derungshilfe verabschiedet (https://
www.deutscher-verein.de/de/empfeh-
lungenstellungnahmen-2022-eckpunk-
te-des-deutschen-vereins-fuer-oeffent-
liche-und-private-fuersorge-ev-zu-wir-
kung-und-wirksamkeit-in-der-einglie-
derungshilfe-4640,2694,1000.html).

In seiner Sitzung am 6. April 2022 hat 
der Fachausschuss die Empfehlun-
gen zur Schnittstelle Eingliederungshil-
fe und Pflege mit dem Fokus auf den 
häuslichen Bereich sowie die Handrei-
chung zum Verhältnis von Tätigkeiten 
an der Schnittstelle von rechtlicher Be-
treuung und Sozialleistungen mit Hin-
weisen zu Abgrenzung und Koopera-
tion beraten und beschlossen. Mit den 
erstgenannten Empfehlungen werden 
bestehende Probleme aufgezeigt, die 

an der Schnittstelle auftreten können. 
Gleichzeitig bietet der Deutsche Verein 
mit den Empfehlungen der Praxis Hin-
weise zur Kooperation und zum Verfah-
ren, um eine umfassende Bedarfsde-
ckung im Sinne der Leistungsberechtig-
ten und gleichzeitig möglichst streitfreie 
Leistungsbewilligung zu erreichen.

Die Handreichung zum Verhältnis von 
Tätigkeiten an der Schnittstelle von 
rechtlicher Betreuung und Sozialleis-
tungen soll als Orientierungs- und Ar-
beitshilfe für die Praxis dabei helfen, 
Unklarheiten und Konflikte zu minimie-
ren, die an der Schnittstelle zwischen 
Rechtlicher Betreuung und der Unter-
stützung durch soziale, pflegerische 
und gesundheitliche Leistungen häufig 
auftreten. Neben einem Überblick über 
die Rechtsgrundlagen zeigt die Hand-
reichung Merkmale der verschiedenen 
Hilfen auf und setzt diese ins Verhält-
nis zueinander. Dabei werden geeigne-
te Kriterien zur Abgrenzung und auch 
Impulse für die notwendige Zusam-
menarbeit im Schnittstellenbereich an 
die Hand gegeben. Die Handreichung 
soll insbesondere das gegenseitige Ver-
ständnis für die Inhalte und Prinzipien 
der jeweiligen Tätigkeiten fördern und 
dadurch die Zusammenarbeit und die 
Zuständigkeitsklärung im Einzelfall er-
leichtern.

Die Mitglieder tauschten sich zudem 
über die Umsetzung der ab dem 16. 
März 2022 geltenden einrichtungsbezo-
genen Impfpflicht in medizinischen und 
pflegerischen Einrichtungen aus. Be-
richtet wurde überwiegend insbeson-
dere von stabilen Impfquoten, eine Zu-
nahme der Impfbereitschaft unter den 
Mitarbeitenden wurde nicht beobach-
tet. Betretungsverbote wurden bisher 
in einigen Bundesländern ausgespro-
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chen. Berichtet wurde auch von Sorgen 
unter den Mitarbeitenden vor poten-
zieller Mehrarbeit und einer Zunahme 
von Konflikten in Einrichtungen. Zudem 
bestehe ein latentes Gefühl besonde-
rer Diskriminierung gegenüber der all-
gemeinen Bevölkerung. Die Mitglieder 
tauschten sich anschließend auch über 
die Auswirkungen des russischen An-
griffskriegs gegen die Ukraine auf die 
Eingliederungshilfe und für geflüchte-
te Menschen mit Behinderungen aus 
der Ukraine aus. Diskutiert wurde insbe-
sondere über die Anwendung und Aus-
legung der Regelungen im Asylbewer-
berleistungsgesetz und im SGB IX, die 
den Zugang zu Leistungen der Einglie-
derungshilfe für geflüchtete Menschen 
mit Behinderungen regeln. Für die Pra-
xis seien flexible Lösungen wichtig, um 
die Herausforderungen bewältigen zu 
können.

In der Sitzung am 18. August 2022 be-
fasste sich der Fachausschuss mit dem 
Thema „Gewaltschutz in der Einglie-
derungshilfe“. Günter Garbrecht, Abge-
ordneter des nordrhein-westfälischen 
Landtages a.D., und Norbert Müller-
Fehling, ehemaliger Geschäftsführer 
des Bundesverbandes für körper- und 
mehrfachbehinderte Menschen e.V., 
stellten die Ergebnisse des Abschluss-
berichts der Expertenkommission NRW 
zu „Herausforderndes Verhalten und 
Gewaltschutz in Einrichtungen der Be-
hindertenhilfe“ vor. Die Einsetzung der 
Kommission war als Reaktion auf die 
Vorkommnisse in den Einrichtungen 
der Diakonischen Stiftung Wittekinds-
hof erfolgt. Mit dem Abschlussbericht 
werden Handlungsempfehlungen zur 
Verbesserung des Gewaltschutzes und 
zur Weiterentwicklung von geeigneten 
Wohn- und Betreuungsangeboten im 
System der Eingliederungshilfe vorge-
legt.

In der Aussprache wurde deutlich, dass 
Angebote und Konzepte der Eingliede-
rungshilfe im Hinblick auf den betrof-
fenen besonderen Personenkreis wei-
terentwickelt werden müssen. Auch die 

Zusammenarbeit zwischen den rele-
vanten Akteuren muss verbessert wer-
den. In ergänzenden Vorträgen gingen 
anschließend die Vorsitzende Prof. Dr. 
Jeanne Nicklas-Faust auf die Voraus-
setzungen für die Gewaltprävention in 
Einrichtungen der Eingliederungshil-
fe durch Schutzkonzepte und Schutz-
pflicht und Ricarda Kluge vom Wei-
bernetz e.V. auf Partizipation und Em
powerment von Bewohner/innen in 
Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
im Rahmen des Gewaltschutzes vertie-
fend ein.

Elena Lukinykh vom Deutschen Roten 
Kreuz e.V. stellte im Anschluss die Er-
gebnisse eines Projekts zur Bedarfser-
hebung von geflüchteten Menschen 
mit Behinderungen vor. In dem Pro-
jekt wurden Interviews mit Geflüchte-
ten mit Behinderungen, deren Famili-
enangehörigen, Unterstützer/innen und 
Mitarbeiter/innen aus verschiedenen 
Unterbringungseinrichtungen und Be-
ratungsstellen in Brandenburg, Schles-
wig-Holstein und Nordrhein-Westfalen 
geführt. Dabei wurden unterschiedliche 
Problemfelder identifiziert, die mit Bar-
rieren und Versorgungslücken für ge-
flüchtete Menschen mit Behinderungen 
verbunden sind. Eines der größten Pro-
blemfelder stellt die fehlende systema-
tische Identifizierung von Behinderun-
gen bei der Aufnahme von Geflüchte-
ten in Deutschland dar. Dies führe dazu, 
dass die Behinderung im Asylverfahren 
nicht geltend gemacht werden kann, 
um die notwendige Unterstützung für 
die Anhörung zu erhalten. Auch sei bei 
einer fehlenden Identifizierung der Be-
hinderung eine bedarfsgerechte Unter-
bringung und Versorgung nicht sicher-
gestellt.

Jörg Holke, Geschäftsführer der Aktion 
Psychisch Kranke e.V., berichtete über 
ausgewählte Ergebnisse des vom Bun-
desministerium für Gesundheit initiier-
ten Dialogs zur Weiterentwicklung der 
Hilfen für psychisch erkrankte Men-
schen. In dem breit angelegten Dialog-
prozess mit Vertreter/innen von Verbän-

den, von Leistungsträgern, von Fachge-
sellschaften und der Selbsthilfe sowie 
weiteren Experten und Expertinnen 
wurden Entwicklungsbedarfe zur Wei-
terentwicklung des psychiatrischen Hil-
fesystems identifiziert. Im Fokus stand 
dabei das SGB V. Festgestellt wurde 
u.a., dass im Bereich der Leistungen der 
medizinischen Rehabilitation Lücken 
bezüglich bedarfsgerechter Angebo-
te für Versicherte vor allem mit schwe-
ren psychischen Erkrankungen beste-
hen. Insbesondere fehle es an Angebo-
ten mobiler Rehabilitation für psychisch 
Kranke. Die Vernetzung der im Einzel-
fall erforderlichen Hilfen und eine indi-
viduell abgestimmte psychiatrische Ver-
sorgung sind wichtige Garanten für eine 
bedarfsgerechte Versorgung. Auch müs-
se die psychiatrische Krisenhilfe weiter 
ausgebaut und bestehende Strukturen 
stärker vernetzt werden.

Am 2. November 2022 wurden die Emp-
fehlungen des Deutschen Vereins zur 
Unterstützung von Personen mit psy-
chischen Beeinträchtigungen und psy-
chischen Erkrankungen in der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende (SGB II) 
mitberaten. Ziel ist es, Menschen mit 
psychischen Erkrankungen im Rechts-
kreis des SGB II wirksamer als bisher 
bei der persönlichen Stabilisierung und 
der Integration in den Arbeitsmarkt 
zu unterstützen. Die Empfehlung bie-
ten Jobcentern Hinweise dazu, wie die 
Betroffenheit von psychischen Beein-
trächtigungen und Erkrankungen bei 
Leistungsberechtigten im SGB II einzu-
schätzen ist und welche Bedeutung Er-
werbsarbeit für diesen Personenkreis 
hat. Weiter werden Handlungsprinzipi-
en und Handlungsstrategien aufgezeigt, 
die im Umgang mit psychisch beein-
trächtigten und erkrankten Personen im 
SGB II umgesetzt werden sollten.

Anschließend stellten Lilian Krohn-Ai-
cher von der Bundesvereinigung Le-
benshilfe e.V. die Handreichung zur 
Umsetzung des Anspruchs auf Beglei-
tung im Krankenhaus nach § 113 Abs. 6 
SGB IX der Fachverbände für Men-
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schen mit Behinderung und Cordelia 
Knaak vom Bezirk Oberbayern die Ori-
entierungshilfe zu den Assistenzleistun-
gen im Krankenhaus im Rahmen der 
Eingliederungshilfe nach § 113 Abs. 6 
SGB IX der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der überörtlichen Träger der Sozialhil-
fe und Eingliederungshilfe vor. Der An-
spruch auf Begleitung durch eine Assis-
tenz nach § 113 Abs. 6 SGB IX besteht 
seit dem 1. November 2022. In der Aus-
sprache wurde insbesondere der Vor-
rang von innerfamiliären Hilfen disku-
tiert. Aufgrund bisher fehlender Anträ-
ge konnten jedoch keine Aussagen zum 
Umgang damit in der Verwaltungspra-
xis gemacht werden.

Die Mitglieder tauschten sich zudem 
über die Auswirkungen der Energiekos-
tensteigerungen auf die Eingliederungs-
hilfe aus. Deutlich wurde dabei die Kritik 
an dem geplanten Hilfsfonds des Bun-

des, weil dieser sich auf Einrichtungen 
beschränke, die auf Bundesebene von 
Sozialversicherungsträgern refinanziert 
werden, aber nicht die Eingliederungs-
hilfe sowie die Kinder- und Jugendhilfe 
erfasse.

Persönliche Nachrichten

Dietrich Schoch

Regierungsdirektor a.D.,
1993–2001 Revisor des Deutschen Ver-
eins,
1997–2005 Mitglied im Hauptaus-
schuss,
2017 Empfänger der Ehrenplakette des 
Deutschen Vereins, 
begeht am 11. April 2023
seinen 80. Geburtstag.
(vgl. die Würdigung im NDV 2008,  
S.  176 f.).
Seine Anschrift lautet: Am Graben-
acker 4, 47198 Duisburg.

Der Deutsche Verein übermittelt dem Ju-
bilar in alter, enger Verbundenheit herzli-
che Glückwünsche zum Geburtstag!

Stellungnahmen der Geschäftsstelle

Folgende Stellungnahmen der Geschäftsstelle des Deutschen Vereins  
wurden im März 2023 verabschiedet:

	▶ Stellungnahme  zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Unterstützung und Entlastung in 
der Pflege (Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz – PUEG) Stellungnahme der Ge-
schäftsstelle des Deutschen Vereins (DV 10/23) vom 2. März 2023. 

	▶ Stellungnahme zu den Referentenentwürfen eines Gesetzes und einer Verordnung zur 
Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung des Bundesministeriums des Innern und  
für Heimat und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 17. Februar 2023 

	▶ Stellungnahme zum Entwurf des Nationalen Reformprogramms 2023 
 

Von den hauptamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Deutschen Vereins 
haben außer den vollständig genannten 
zu dieser Ausgabe beigetragen:

–an–	 =  Alexandra Nier

–hos–	 =  Hans Hosten
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